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Die Beamtenpensionen werden ja gerne im nachrichtenarmen 
Sommerloch thematisiert. Aber nicht deswegen soll das Thema hier 
aufgegriffen werden, sondern um allen einmal mehr bewusst zu 
machen, dass auch Beamte einen Beitrag zu ihrer Altersversorgung 
leisten. Deshalb geht das auch alle etwas an, egal wie weit die 
Pensionierung auch noch weg sein mag. 

Viele erwarten, dass im Bundestagswahlkampf die Politik die 
Rentenproblematik in den Mittelpunkt stellen wird, was automatisch die 
Beamtenversorgung einbeziehen würde. Natürlich können kurzfristig 
andere, aktuelle Themen in den Vordergrund rücken und alles andere 
überlagern. Dennoch sollten wir gewappnet sein, auch wenn es noch 
gut ein Jahr hin ist bis zur Bundestagswahl. 

Zunächst zur Rente. 

Die Rente wird im Umlageverfahren finanziert, d.h. mit den laufenden 
Beiträgen der gesetzlich Versicherten werden die monatlichen Renten 
bezahlt. Mehr als 2 Monatsausgaben sind regelmäßig nicht in der 
Kasse. Für Rentenempfänger, die aufgrund politischer 
Entscheidungen ohne oder mit geringen Beitragszahlungen Rente 
erhalten, zahlt der Bund einen Zuschuss aus Steuermitteln, insoweit 
sind wir alle beteiligt. Dass dieser Zuschuss wirklich kostendeckend 
ist, wird vielfach angezweifelt. Obwohl der Bund dies bestreitet, muss 
man wohl davon ausgehen, dass hier die Bürger zusätzlich zur Kasse 
gebeten werden (das dürfte bei der gesetzlichen Krankenversicherung 
in noch viel stärkerem Maße der Fall sein). 

Ost- und Westrenten sollen nach Willen der Arbeitsministerin 2020 
angeglichen werden, der Finanzminister will diese politische 
Entscheidung nicht finanzieren. Wenn sie also käme, müssten das die 
Beitragszahler auch noch schultern. Da wundert es nicht, wenn die 
Rentenkassen potentiell klamm sind. 

    (Fortsetzung Seite 2) 
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In dieser Ausgabe: 

 

Letzte Meldung 

Am 18.01.2017 findet 
in Berlin die erste 
Runde der Tarif-
verhandlungen statt. 
Der dbb wird am 
14.12.16 seine 
Forderung bekannt 
geben. 

Die Termine für die 
zweite (30.-31.01.17) 
und die zweite Runde 
(16.-17.02.17) jeweils 
in Potsdam stehen 
auch schon fest. Über 
evtl. Aktionen werden 
wir informieren. 
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Das geht uns alle an  

Gesetzliche Sozialversicherungen fallen nur bis zur sog. Bemessungsgrenze an, diese ist bei 
RV und KV und in Ost und West unterschiedlich hoch. Bei Übersteigen der 
Bemessungsgrenze hat der Arbeitnehmer die Wahl zwischen freiwilliger Weiterversicherung 
oder privater Vorsorge. 

Die Rentenanpassungen werden von der Bundesregierung Jahr für Jahr nach einer 
komplizierten Rentenformel festgelegt, die u.a. die Einkommensentwicklung, also auch die 
Ergebnisse der Tarifverhandlungen, beinhaltet. 

Für künftig niedrigere Renten werden vorrangig demografische Gründe angeführt, immer mehr 
Rentenempfänger werden von immer weniger Beitragszahlern finanziert. Mit der Erhöhung der 
Altersgrenze soll dem etwas entgegengewirkt werden. Was aber immer schon anzuzweifeln 
war, ist die Behauptung, die geringer werdende Zahl der Beitragszahler beruhe auf den 
geringen Geburtsraten. Die Zahl der Beitragszahler hängt aber an der Zahl der Arbeitsplätze, 
egal ob diese mit in Deutschland Geborenen besetzt werden können oder mit Zuwanderern 
aus der EU oder aus anderen Staaten. Läge die Qualifikation vor und wären die Arbeitsplätze 
vorhanden, könnten innerhalb kurzer Zeit 1 Million Migranten zu Beitragszahlern werden. 
Leider ist das reine Theorie. 

Noch ein Hinweis zur Rentenhöhe:  

Die Rente ist von der Höhe der Beiträge und von der Versicherungsdauer abhängig. Die 
Bemessungsgrundlage begrenzt den Rentenversicherungsbeitrag. Dementsprechend kann die 
Höchstgrenze der gesetzlichen Rente auch nicht durch freiwillige Leistungen überschritten 
werden. 

Mit der „Betriebsrente“ (Zusatzversorgung VBL) entspricht der prozentuale Anteil der 
Gesamtrente in Relation zum letzten aktiven Gehalt im Grunde der Relation wie sie zwischen 
aktivem Beamtengehalt und den Versorgungsbezügen auch besteht (immer abhängig von 
Beschäftigungsdauer und Beschäftigungsumfang, wenn die Bemessungsgrenze nicht 
überschritten wird, was in der Steuerverwaltung so gut wie nicht vorkommt). 

Die Obergrenze bei der Beamtenversorgung beträgt derzeit 71,75 % des Gehalts, natürlich auch 
abhängig von den Dienstjahren und dem Beschäftigungsumfang. Darin enthalten ist auch eine 
gedachte „Betriebsrente“. So kann natürlich bei höheren Besoldungsgruppen eine Versorgung 
zustande kommen, die deutlich die Summe der gesetzlichen Höchstrente + Betriebsrente 
übersteigt, Dabei muss aber beachtet werden, dass viele Beamte, wenn sie im Tarifverhältnis 
wären, mit ihren Gehältern über den Bemessungsgrenzen lägen und private Vorsorge treffen 
müssten (dürften) oder in der Privatwirtschaft mit Pensionszusagen ihres Arbeitgebers 
ausgestattet wären. 

Und nun zu den Versorgungsbezügen: 

Auch die Pensionen werden im Umlageverfahren finanziert – einziger Unterschied: man sieht 
es nicht. Wie das? Beamte bezahlen bekanntlich keine Beiträge! Oder doch? Besonders 
folgende Personenkreise wissen es nicht – oder wollen es nicht wissen. 



DSTG - Rundschreiben Ausgabe 4/2016 

3  4/2016 

Das geht uns alle an 

♦ Viele jüngere Politiker wissen es nicht, weil sie es nicht wissen wollen und sich lieber 
an ihren Vorurteilen festhalten, statt sich zu informieren. 

♦ Ältere Politiker müssten es wissen – wollen aber ebenfalls ihrer Wählerschaft an den 
Stammtischen den Blitzableiter „Beamte und ihre Pensionen“ nicht vergällen. 

♦ Ganz besonders ärgerlich sind Journalisten, die nicht recherchieren, wie man es bei 
gutem Journalismus erwarten muss, sondern nur alte Vorurteile bedienen, die gerne 
gehört und gelesen, aber durch ständige Wiederholungen auch nicht wahrer werden. 

♦ Was der Bund einiger (an der Gesamtzahl gemessen) weniger Steuerzahler (BdSt) 
hierzu verbreitet, ist nicht auch besser – im Gegenteil (wird aber niemand von uns 
ernstlich anders erwarten). Interessant wären allerdings die Pensionsvereinbarungen 
dessen hauptamtlicher Akteure. Da wird nichts offen gelegt – wie auch in der Politik 
nicht: Das haben wir nämlich vergeblich dem früheren grünen finanzpolitischen 
Sprecher vorgeschlagen, der Leiter einer kleinen oberschwäbischen Bank ist (oder 
war?). 

♦ Selbst manchen Beamten ist nicht bewusst, wie hoch die eigenen Beiträge für die 
Altersversorgung sind, denn ausgewiesen werden sie nirgends. 

Dieses beredte Schweigen lässt nicht vermuten, dass die zugesagten Pensionen sich auf 
kümmerlichem Niveau bewegen. 

Argumentationshilfe :  

Treten wir also der weit verbreiteten Ansicht entgegen, Beamte leisteten keinen Beitrag für 
Ihre Pension – auch wenn der Vorwegabzug nie dokumentiert wird. 

Beitrag der Beamten für ihre Altersversorgung - Bundestagsdrucksache 2846, Seite 35, vom 
19. November 1951. Die Bruttogehälter wurden in Anlehnung an die Arbeitnehmerbeiträge 
zur gesetzlichen Sozialversicherung um 7 % abgesenkt. Weder erfolgte ein Ausweis der 
einbehaltenen Beträge noch wurde eine entsprechende Rücklage gebildet. 

Beitrag der Beamten für ihre Altersversorgung - Bundesbesoldungsgesetz 1957. Die 
Beamtengehälter wurden erneut um 7 % abgesenkt. Wiederum erfolgte kein Ausweis der 
einbehaltenen Beträge und keine entsprechende Rücklage. 

Beitrag der Beamten für ihre Altersversorgung - Versorgungsreformgesetz vom 9. 7. 1998. 
Einführung einer Versorgungsrücklage. Jede lineare Gehaltserhöhung der Beamten wird ab 
1999 um jeweils 0,2 % verringert, bis 3 % erreicht sind. Die Minderung wurde zwischenzeitlich 
für einige Jahre ausgesetzt. Deswegen sind die 3 % noch nicht erreicht. 

weitere Beiträge der Beamten für ihre Altersversorgung – immer wieder erfolgten Verschie-
bungen von Besoldungserhöhungen mit der Begründung „sicherer Arbeitsplatz und Altersver-
sorgung“. 1982 wurde die Beamtenbesoldung um 1 % weniger erhöht als die Tarifgehälter 
und anders als versprochen später nie kompensiert. Die höchstmögliche Pension wurde von 
75 auf 71,75 % gesenkt, und die dafür erforderlichen Dienstjahre von 35 auf 40 erhöht. Das 
kann man im Hinblick auf diverse Verschlechterungen im Rentensystem letztlich wohl akzep-
tieren, auch wenn das BVerfG vor ein paar Jahren festgestellt hat, die Verschlechterungen im 
Rentensystem seien in der Beamtenversorgung überkompensiert worden. 
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Folgerung 

Konzentrieren wir uns also auf die Beiträge 1 bis 3 der Beamten zu ihrer Altersversorgung und 
betrachten diese wie die Beiträge der Arbeitnehmer zur gesetzlichen Rentenversicherung. 
Dementsprechend müsste in gleicher Höhe auch ein Beitrag des Dienstherrn erfolgen. Bleiben 
wir der Einfachheit halber auch im Beamtenbereich bei Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-Beitrag. 

Dann hätten wir seit 1957 Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-Beiträge von jeweils 14%, die 
inzwischen sukzessive ansteigen bis 17 %. 

Vor Beginn der Pensionswelle hätte diese Ausstattung mit zusammen 28 % garantiert gewalti-
ge Überschüsse produziert, aber auch heute würden die mittlerweile 32 % in der Endausstat-
tung sogar 41 % (siehe Grafik) mit Sicherheit zur Begleichung der Versorgungszahlungen aus-
reichen, zumal auch die Pensionäre weiterhin an der Pensionsrücklage beteiligt werden 
(undenkbar dass Rentner weiterhin in die Rentenkasse zahlen müssten). Genau genommen 
leisten auch die Versorgungsempfänger darüber hinaus einen weiteren Beitrag, da ja die Pen-
sion aus dem bereits gekürzten Bruttogehalt berechnet wird. Aber das wollen wir großzügig 
mal außer Betracht lassen. 
Man mag trefflich darüber streiten, ob es sinnvoll gewesen wäre, tatsächlich im großen Um-
fang über Jahrzehnte Rückstellungen für Pensionen anzulegen. Insbesondere bei der heutigen 
Entwicklung auf dem Kapitalmarkt darf man daran zweifeln. Ganz sicher hätte es die Politik 
aber ohnehin nicht fertig gebracht, auf den Griff in die Pensionskassen zu verzichten. Deshalb 
wäre ein offen in den Haushalten ausgewiesenes Umlageverfahren am sinnvollsten und 
ehrlichsten gewesen. Geändert hätte das an der Finanzlage nichts, insbesondere wenn fiktive 
Überschüsse aus der Pensionskasse eh in den Haushalten verwurstelt worden wären. Lassen 
wir es deshalb dabei, dass die Versorgungsbezüge aus den laufenden Haushalten kommen.  

Aber Fairness im Umgang mit der Beamtenschaft gebie tet es, zumindest fiktiv eine 
Pensionskasse darzustellen, in der eben diese fikti ven, nie wirklich ausgewiesenen 
Beiträge in die Pensionskasse aufgeführt und den ta tsächlichen Zahlungen an die 

Versorgungsempfänger gegenübergestellt werden. 

 14% Pensionsbeitrag   17% Pensionsbeitrag 
     

ungekür
ztes 

Brutto 

Brutto lt. Gehaltsbescheid     1.000,00 €  

ungekür
ztes 

Brutto 

Brutto lt. Gehaltsbescheid     1.000,00 € 
   

Brutto inkl. Einbehalt             1.162,79 €  Brutto inkl. Einbehalt             1.204,82 € 
   
   

"- 14% Pensionsbeitrag"      -   162,79 €  "- 14% Pensionsbeitrag"      -   204,82 € 
     
   

 ausgewiesenes Bruttogehalt  1.000,00 €   ausgewiesenes Bruttogehalt  1.000,00 € 
     

 Arbeitnehmeranteil                  162,79 €   Arbeitnehmeranteil                  204,82 € 

 "Arbeitgeberanteil"                  162,79 €   "Arbeitgeberanteil"                  204,82 € 

 Zuführung zur "Pensionskasse"   Zuführung zur "Pensionskasse" 

 somit                                     325,58 €   somit                                     409,64 € 

 pro 1.000,00 € Brutto   pro 1.000,00 € Brutto 

 das entspricht 32,6 % !!   das entspricht 40,9 % !! 
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Auf ein Wort... 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

geschehen jetzt doch noch Zeichen und Wunder? Ist das ein Einzelfall oder 
hat ein Umdenken stattgefunden? Mit Freuden nimmt die DSTG zur 
Kenntnis, dass es beim Dienstherrn zwischenzeitlich wohl einen 
Meinungswechsel gegeben hat: Die Einhaltung der Ruhestandsaltersgrenze 
ist offensichtlich nicht mehr zwingend.  

Die Finanzbehörde hat mitgeteilt, dass der Vorsteher des Finanzamts für 
Verkehrssteuern und Grundbesitz seine Dienstzeit über die Altersgrenze 

hinaus auf ihren Wunsch um ein Jahr verlängern wird. 

Gleichwohl überrascht diese Entscheidung. Denn die DSTG hatte vor nicht allzu langer Zeit zwei 
Kollegen im Rahmen des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes bei ihrem Anliegen, ihre Dienstzeit zu 
verlängern, unterstützt. Diese Anträge erfolgten aus dienstlichen Gründen (Abwicklung einzelner 
von ihnen betreuter Steuerfälle von erheblichem wirtschaftlichen und auch politischem Gewicht). 
Die Finanzbehörde hatte, bestätigt von Personalamt und Verwaltungsgericht, die entsprechenden 
Anträge mit der Begründung zurückgewiesen, Vorrang vor den von den Kollegen geltend gemachten 
dienstlichen Gründen habe der geordnete Altersaufbau des Personalkörpers sowie die aus 
Motivationsgründen erforderliche Wahrung der Beförderungsaussichten dienstjüngerer Bediensteter. 

Die Rechtslage in derartigen Fällen ist eindeutig: § 35 Abs.4 Nr. 1 HmbBG bestimmt, dass der 
Eintritt in den Ruhestand eines Beamten aus dienstlichen Gründen mit seiner Zustimmung um bis 
zu drei Jahren hinausgeschoben werden kann. 

Über das Vorliegen dienstlicher Gründe im Falle des genannten Vorstehers kann indes nur 
spekuliert werden. Soweit kolportiert wird sei der Grund für die Dienstzeitverlängerung die 
Tatsache, dass nur dieser in der Lage sei, im Amt notwendige organisatorische Veränderungen 
aufgrund des neuen Erbschaftsteuergesetzes zu bewältigen. Hier wird anscheinend mit zweierlei 
Maß gemessen. Oder es steckt ein anderer Grund dahinter. Ich habe in den über vier Jahrzehnten 
meiner Tätigkeit in der Steuerverwaltung immer wieder festgestellt, dass jeder ersetzbar ist. In einem 
Finanzamt gibt es schließlich auch Vertreter der Vorsteher und Hauptsachgebietsleiter, die sich 
sowohl organisatorisch als auch fachlich mit den Gegebenheiten bzw. Sachverhalten auskennen. 
Schließlich haben sie ja auch entsprechende Eignungsaussagen. 

Interessant wäre allerdings, den tatsächlichen Grund zu erfahren, um künftig interessierten 
Kolleginnen und Kollegen bei Antrag auf Verlängerung der Dienstzeit eine zutreffende Prognose 
über die Erfolgsaussichten geben zu können. 

 

Ihr Michael Jürgens 

 

PS 

Der Artikel auf der nächsten Seite  fasst die Rückmeldungen aus dem Kollegenkreis zusammen; er 
enthält trotz des ironischen Tons deutliche Hinweise auf Mängel, denen nachzugehen ist. Die DSTG 
wird die Leitung des Amtes 5 der Finanzbehörde  auffordern, den geschilderten Mängeln 
nachzugehen  und auf Beseitigung der Mängel drängen.   
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Dienstgebäude Nordkanalstraße (Wir kümmern uns) 

Inzwischen sind die Umzüge der Ämter Bergedorf, Oberalster, Wandsbek, und Großunterneh-
men von ihren bisherigen Standorten in das neue Dienstgebäude in der Nordkanalstraße, das 
äußerlich eher einer Festung mit Schießscharten als einer bürgerfreundlichen Behörde gleicht, 
abgeschlossen. Alle Kolleginnen und Kollegen haben ihren Arbeitsplatz gefunden und widmen 
sich mit voller Kraft der Erledigung ihrer Aufgaben. Mit voller Kraft? Na ja, der Kraft, die zur Ver-
fügung steht, nachdem mit dem in den Räumen vorhandenen Sauerstoff sorgsam umgegangen 
werden muss. 

Moderne Büroräume verfügen aus Energiespargründen über besonders dichte Fenster; ein 
Luftaustausch mit der Außenwelt ist unerwünscht. Statt dessen gibt es ein hochmodernes Lüf-
tungssystem - leider in weiten Bereichen (noch) nicht richtig in Funktion. Aber, so ist zu hören, 
das sind Startprobleme, die bei jedem Neubau vorkommen. Also gilt hier mal wieder das Prin-
zip „Banane“: reift beim Kunden! Die Kolleginnen und Kollegen werden es schon aushalten. 

Tun sie aber nicht, wie sich aus dem gestiegenen Krankenstand ablesen lässt. 

Hierzu gehört auch das Problem Luftfeuchtigkeit. In zahlreichen Räumen wurde eine Luftfeuch-
tigkeit von nur 20% gemessen, der Sollwert liegt bei 35%. Eine Beeinflussung der Raumfeuchte 
soll bautechnisch nicht vorgesehen sein. Erkältungskrankheiten, Asthmaanfälle und Augentro-
ckenheit sind vorprogrammiert und treten auch schon auf. 

Von Problemen mit der nichtabschaltbaren Beleuchtung berichten zahlreiche Kolleginnen und 
Kollegen. Es mag ja sein, dass die Anlage den arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften entspricht, 
die Frage muss aber erlaubt sein, wie man es zu den Zeiten mit der Rechtslage hielt, als die 
Beleuchtung noch individuell zu regeln war, z.B. durch Nutzung eines Lichtschalters. Die 
aktuelle grelle und kalte Zwangsbeleuchtung wird mit der eines Operationssaals verglichen und 
verursacht bei vielen Kopfschmerzen. 

Erfreulich in anderer Hinsicht ist allerdings die Fürsorge des Dienstherrn, der aus dem Projekt 
10.000 Schritte gelernt hat, wie wichtig körperliche Bewegung ist. Durch die Abschaffung der 
Arbeitsplatzdrucker, deren schädliche Ausdünstungen so lange bestritten wurden, bis eine neu-
ere Technik billiger angeboten wurde, und die Aufstellung der „MuFus“ im Abstand von max. 30 
Metern vom jeweiligen Arbeitsplatz findet nunmehr ein reges Kommen und Gehen auf den 
langen Fluren statt, das auch gern wiederholt werden darf, wenn die Geräte einen Ausdruck 
aus welchen Gründen auch immer gerade nicht zur Verfügung stellen wollen. 

Sicherheit vor unbefugten Eindringlingen im neuen Gebäude sollte eines der geplanten Ziele 
sein. Leider reicht die gute Absicht allein nicht aus. Die installierten automatischen Türschließ-
anlagen reagieren derart langsam, dass nach dem Passieren eines Befugten mühelos Unbe-
fugte folgen und sich im Haus mehr oder weniger frei bewegen können. Aufgrund der großen 
Anzahl von im Haus tätigen Kolleginnen und Kollegen kann nicht unterstellt werden, dass alle 
miteinander bekannt sind und die Berechtigung zum Aufenthalt im Haus erkennen. Dieses 
Risiko ist kein abstraktes; ein konkreter Fall, in dem eine Kollegin zu recht später Stunde von 
einem englisch sprechenden Unbefugten belästigt worden war, ist der DSTG bekannt. 

Dass eine Absicht zur Förderung des öffentlichen Interesses an der Steuerverwaltung bzw. 
ihrer Bediensteten dahinter stand, im hochgelegten Erdgeschoß mit bodentiefen Fenstern 
Arbeitsplätze einzurichten, bei denen jeder Passant den dort tätigen Kolleginnen unter den 
Rock und den Kollegen auf das hoffentlich knackige Hinterteil sehen kann, soll nicht unterstellt 
werden. Für die Kolleginnen und Kollegen ist diese Zurschaustellung jedoch ein Ärgernis, dem 
sie damit begegnen, dass sie auch bei trübem Wetter mittels herabgelassenen 
Sonnenschutzes neugierige Blicke, aber weitestgehend auch das Tageslicht aussperren. 

Aber nachdem die Finanzbehörde, Amt 5, mit gutem Beispiel vorangegangen ist und 
Flächenoptimierung betrieben hat, sollte sich doch niemand beklagen. Zur Erinnerung: das 
dortige Projekt lief unter dem inoffiziellen Kürzel FLOP. 
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KONSENS - Eine Reise durch die Vielfalt unserer IT- Zukunft 

Auch in diesem Jahr trafen vom 20. - 22.11.2016 sich die Kolleginnen und Kollegen aus dem 
gesamten Bundesgebiet in der dbb akademie in Königswinter-Thomasberg, um sich den 
Herausforderungen des Vorhabens KONSENS zuzuwenden. Teilnehmer aus Hamburg war in 
diesem Jahr Kollege Michael Jürgens. 

Zu Beginn der Tagung stellten die Vertreter der DSTG aus den fünf 
Steuerungsgruppenländern ihr frisch erarbeitetes Papier für die geforderten Mindeststandards 
im Verfahren KONSENS vor. Diese Papier wird in den nächsten Wochen an die jeweils 
zuständigen Ministerien versandt. Wir alle sind gespannt, wie die Verwaltung auf dieses 
Papier reagieren wird. 

Zweiter Tagesordnungspunkt war das Verfahren LANGUSTE (Liegenschafts– und 
Grundstücksdatenbank). Die Vertreter aus Hessen stellten zuerst die Hintergründe zur 
Reform der Grundsteuer vor, die auch ihren Weg in die KONSENS-Welt finden wird. Ob das 
Grundsteuergesetz inkl. der Änderungen im Grundgesetz (Gesetzgebungskompetenz) und 
Bewertungsgesetz noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet wird, ist fraglich. Sollte dies 
nicht mehr geschehen, so beginnt das Gesetzgebungsverfahren nach der Bundestagswahl 
neu, was eine neue Einheitsbewertung erneut verzögern würde. Nach den derzeitigen 
Planungen ist zum 01.01.2022 ein neuer Hauptfeststellungszeitpunkt geplant. Dafür sind 35 
Millionen Einheiten neu zu bewerten, was ohne vernünftige IT inkl. elektronischer 
Kommunikation mit den Katasterämtern schier unmöglich ist. 

Auch der „Weg zur papierlosen Arbeit“ wird vorangetrieben. Durch das Gesetz zur 
„Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“ und das „ERV“ (Datenaustausch mit den 
Gerichten) ist die Steuerverwaltung gezwungen, möglichst schnell den elektronischen 
Schriftverkehr mit den Steuerpflichtigen und den Gerichten zu ermöglichen. Hinsichtlich der 
elektronischen Kommunikation für den Steuerpflichtigen ist ab der UNIFA-Version 6.5, geplant 
für Mitte 2017, der  ePosteingang geplant.  Ab dieser Version sollen Einsprüche, ADV-Anträge 
usw. elektronisch ermöglicht werden. Mit Version 6.7 soll die Nachreichung von Belegen, und 
ab Version 6.8 der volle E-Mail-Verkehr zwischen Finanzamt und Steuerpflichtigem möglich 
sein. Das Programm für die elektronische Steuerakte wird unter KONSENS den Namen 
„ElAStiK“ bekommen. Hier sind die Planungen aber noch nicht sehr weit fortgeschritten. 

Ebenso wichtig für die Steuerverwaltung wird/ist das Verfahren „InKA“ (Informations– und 
Kommunikationsaustausch mit dem Ausland). Zur Zeit 89 Staaten unter CRS und die USA 
über FACTA tauschen gemäß Abkommen Daten über Zinserträge und Kontostände aus, aber 
auch Aufsichtsratsvergütungen, Arbeitnehmereinkünfte, Grundstücksinformationen und 
Ruhegehälter werden elektronisch übermittelt. Mehrere Millionen Datensätze werden auf die 
deutsche Steuerverwaltung einströmen. Leider sind die Mitteilungen noch nicht vereinheitlicht, 
so dass es bei der Auswertung durchaus Zuordnungsprobleme gibt. Deutschland liefert 
derzeit rund eine Millionen Datensätze an andere Länder. Der Informationsaustausch soll in 
einigen Jahren sogar Verrechnungspreise in Konzernen enthalten. 

Die letzten beiden Themen der Tagung beschäftigten sich mit der 
Geschäftsprozessmodellierung und dem Controlling innerhalb von KONSENS. Beim 
Modellieren eines Geschäftsprozesses sollen Prozesse/Verfahrensabläufe graphisch von A 
bis Z abgebildet und so für alle Bundesländer einheitlich und leicht verständlich dargestellt 
werden. Controlling in KONSENS bedeutet vor allem die haushalterische Planung und den 
Fortschritt der Verfahren transparent abzubilden.  
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Musterklagen 

Sachstandsüberblick zu den anhängigen Verfahren 

Seit der Streichung der Sonderzahlung im Jahre 2010 sind durch den dbb 
hamburg betreut, fünf Musterklagen beim Hamburger Verwaltungsgericht 
anhängig. Eine der Klagen, die insbesondere die Problematik der 
amtsangemessenen Alimentation aufwirft, kommt aus dem Kreis der DSTG 
Hamburg. 2010? 2016? Ja, die Gerichte (und die Vorverfahren) mahlen 
langsam, insbesondere da ähnliche rechtliche Problematiken aus anderen 
Bundesländern auf den langen Weg bis nach Karlsruhe getrieben werden.  
Entsprechende Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes wartet man 
dann gern in den nachrangigen Verfahren erst einmal ab. Und in diesem Status 
befinden sich unsere Musterklagen momentan noch, obwohl das Bundesverfas-
sungsgericht im Mai und im November 2015 in ersten Entscheidungen die 
Richtung anhand von drei Prüfungsschritten vorgegeben hat.  
Die zukünftigen Urteile werden diese Prüfungsschritte auf die laufenden 
Verfahren und insbesondere die Hamburger Besoldung seit 2010 anwenden 
müssen. 

 
Das Bundesverfassungsgericht prüft zunächst, ob mindestens drei von fünf 
Parametern 
♦ Vergleich der Beamtenbesoldung mit der Tarifentwicklung im öffentlichen 

Dienst,  
♦ der Nominallohnentwicklung,  
♦ dem Verbraucherpreisindex,  
♦ einem systeminternen Besoldungsvergleich sowie einem  
♦ Vergleich mit der Besoldung des Bundes und der Länder 
 
gegeben sind um eine verfassungswidrige Unteralimentation anzunehmen.  
Sprechen drei der Parameter dafür, schließt sich ein zweiter Prüfungsschritt, bei 
dem eine Gesamtabwägung anhand weiterer alimentationsrelevanter Kriterien 
stattfindet, an.  
Im dritten und letzten Prüfungsschritt wäre die Kollision mit anderen 
verfassungsrechtlich geschützten Werten oder Instituten, wie zum Beispiel der 
Schuldenbremse, zu prüfen.  
Und da sind wir jetzt, das Hamburger Verwaltungsgericht hat nunmehr die 
klagebefangenen Einzelfälle entsprechend abzuklopfen und es muss abgewartet 
werden, wie die Rückäußerungen des Verwaltungsgerichtes ausfallen. Dann 
werden sich die vom dbb hamburg beauftragten Rechtsbeistände weiter damit 
auseinander setzen müssen. 

Wir werden weiter über den Fortgang berichten.  
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Tag der Steuergerechtigkeit - Nachlese 

Von interessanten Gesprächen mit Bürgern am Tag der Steuergerechtigkeit hatten wir im 
letzten Rundschreiben berichtet. Nun erreichten uns Anfragen von Mitgliedern, was denn 
Inhalt dieser Gespräche gewesen sei. Hier also eine kurze Zusammenfassung: 

 

Bemerkenswert war, dass der Begriff der Steuergerechtigkeit kaum als erläuterungsbedürftig 
angesehen, sondern vielmehr als selbstverständlich vorausgesetzt wurde. Diskutiert wurden 
beinahe ausschließlich Fragen des Steuervollzugs; die Gerechtigkeit des Steuersystems als 
solches wurde kaum in Frage gestellt. 

 

Lediglich ein Gesprächspartner war der Auffassung, einzig gerecht wäre ein einheitlicher 
Steuersatz für jeden Steuerpflichtigen. Denn wie und mit welchem Aufwand man sein Leben 
einrichte, sei Privatsache. Diesem noch jugendlichen Gesprächspartner schwebte eher der 
biblische Zehnte vor, einen progressiven Tarif lehnte er strikt ab. 

 

Regelmäßig tauchte die Frage auf, warum nicht, wenn doch die Betriebsprüfung zu den in der 
Presse genannten hohen Mehrergebnissen führen würde, mehr Betriebsprüfer eingestellt 
würden. Hier war zu verdeutlichen, dass Betriebsprüfer nicht einfach am Markt eingekauft 
werden könnten, sondern dass geeignete Bewerber aufgrund der hohen Ansprüche an die 
Aufgabe nicht leicht zu finden und dann erst aufwendig ausgebildet werden müssten. Zudem 
sei aufgrund der zwischen Verwaltung und Justiz häufig unterschiedlichen Auffassung zur 
Rechtslage das Mehrergebnis nicht immer gerichtsfest, so dass die Aufgabe des 
Betriebsprüfers eher als der Steuerrechtspflege dienlich verstanden werden müsse als der 
Aufkommenserhöhung. Tatsächlich seien bislang auch bei hohen Mehrergebnissen noch nie 
Steuersätze verringert worden. 

 

Interessant war auch die Wahrnehmung eines nach seiner Aussage aus der Schweiz 
stammenden Touristen, der einigen Gesprächen sehr aufmerksam zugehört hatte. Dieser 
befand das schweizer Steuersystem dem deutschen überlegen; die Nachfrage ergab jedoch, 
dass sich seine Aussage im Wesentlich auf den dort deutlich günstigeren Tarif bezog. 

Änderung der Adresse oder neues Konto? 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

beim letzten Beitragseinzug im November sind ungewöhnlich viele Lastschriften „geplatzt“, weil sich 
die Bankverbindung geändert hatte. Jede Rücklastschrift verursacht unnötige Kosten. Bitte denken 
Sie bei Änderung der Bankverbindung auch an Ihre Gewerkschaft! 

Bei Änderung der Bankverbindung benötigen wir von unseren Mitgliedern, also von Ihnen, ein SEPA-
Lastschriftmandat im Original. Dies ist so vorgeschrieben, ansonsten dürften wir keine Beiträge mehr 
einziehen. Erforderliche Vordrucke erhalten Sie bei Ihren Ortsverbandsvorsitzenden bzw. von der 
DSTG-Geschäftsstelle. Die Vordrucke können Sie dann ausgefüllt bei Ihrer/Ihrem 
Ortsverbandsvorsitzenden mit der Bitte um Weiterleitung an die DSTG-Geschäftsstelle abgeben oder 
direkt an die DSTG senden. 

Sollte sich Ihre Anschrift ändern , teilen Sie dies bitte auch der DSTG-Geschäftsstelle mit. 
Insbesondere bei Eintritt in den Ruhestand fehlen uns häufig die aktuellen Anschriften unserer 
Mitglieder, so dass diese Mitglieder keine Informationen ihrer Gewerkschaft erhalten können. 

Vielen Dank! Gudrun Franke, DSTG-Geschäftsstelle, Stephan Quas, Mitgliederverwaltung  
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Delegiertenversammlung des Ortsverbandes Ruhestand 
Am 19. Oktober 2016 fand auf Einla-
dung des Ortsverbandsvorsitzenden 
Horst Plohnke und Dieter Schröder 
vom Vorstand des Landesverbands 
Hamburg eine Delegiertenversamm-
lung des Ortsverbandes Ruhestand im 
Sitzungssaal im Mönkedamm 11 statt. 
Insgesamt 23 Delegierte waren der 
Einladung gefolgt. Vom Vorstand des 
LV Hamburg nahmen als Gäste 
Kollegin Blech und Kollegen Jürgens 
und Asmussen teil. 

Schon zu Beginn des Treffens fanden 
rege Gespräche zwischen den Kolle-
ginnen und Kollegen in angenehmer 
Atmosphäre statt. Herr Schröder und 
Herr Plohnke eröffneten pünktlich die 
Sitzung und begrüßten alle 
anwesenden Kolleginnen und Kollegen. 
 
Der Vorsitzende des Landesverbandes 
der DSTG Hamburg Michael Jürgens 
berichtete dann von der laufend zu 
erledigenden Gewerkschaftsarbeit und 
sprach aktuelle Themen an, u.a. den 
sich abzeichnenden Personalmangel in 
der Finanzverwaltung. Der Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg trägt 
dieser Erkenntnis dadurch Rechnung, 
dass zwischenzeitlich die Anzahl der 
Ausbildungsplätze erhöht wurden. 
Daraus ergibt sich wieder die Erhöhung 
der theoretischen und praktischen 
Ausbildung, die mit erheblichen 
Anstrengungen des vorhandenen 
Personals zu bewältigen sein wird.  
 
Kollege Jürgens berichtete weiter über 
die Neuausrichtung der Finanzämter 
und sprach insbesondere die FÄ für 
Großunternehmen, Oberalster, Wands-
bek und Bergedorf – letztere künftig FA 
Hamburg-Ost – an. Diese sind zwi-
schenzeitlich in das neue Dienstgebäu-
de Nordkanalstraße 22 umgezogen. 
Schrumpfung des Personalkörpers, 

Platzkapazitäten, Ausstattung des Ge-
bäudes, technische Arbeitsausstattung, 
Licht- und Raumverhältnisse, Verkehrs-
anbindung und allgemein Gutes und 
weniger Gutes waren Thema. Die Ver-
sammlungsteilnehmer nahmen dies al-
les zur Kenntnis und bekundeten mit 
Anregungen und teils launigen Kom-
mentaren ihr lebhaftes Interesse. Dann 
wurde über das „Allzeitthema“ Beihilfe-
Antragswartezeiten usw. diskutiert. Ei-
nigen Voraussagen und erbetene An-
tragsthemen zum sich nähernden Ge-
werkschaftstag 2018 folgten. Auch der 
Stand der Einspruchsverfahren gegen 
die Streichung und Kürzung der Son-
derzuwendung 2011/2012 wurden an-
gesprochen. Es wird noch einige Zeit 
dauern 
 
Als kleinen Höhepunkt und Abschluss 
der Delegiertenversammlung konnten 
wir den Vorsitzenden der DSTG Bun-
desseniorenvertretung Herrn Klaus 
Becht aus Baden-Württemberg begrü-
ßen. Er war gerne unserer Einladung 
gefolgt um diese relativ neue Institution 
vorzustellen. Er hat den weiten Weg 
auf sich genommen, um von den Sor-
gen und Nöten und seinem umfangrei-
chen Arbeitsgebiet mit Themen die uns 
alle angehen zu berichten. Er ging 
insbesondere auf die zu erwartende 
künftige Rückentwicklung von Renten 
und Pensionen ein, die nicht nur die 
heutigen sondern insbesondere 
künftige Pensionäre treffen werden. Er 
hat dazu eine kleine Dokumentation 
erstellt, die jederzeit eingesehen 
werden kann. Die Versammlung dankte 
seinem interessanten und 
anschaulichen Vortrag mit anhaltendem 
Beifall. 
 
Die Gesamtveranstaltung darf als sehr 
gelungen angesehen werden.  
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Weihnachtsfeier des Ortsverbandes Ruhestand 

Am 6. Dezember 2016 fand die diesjährige Weihnachtsfeier des Ortsverbandes Ruhestand im 
„music house“ in Hamburg Bramfeld statt. Rund 110 Kolleginnen und Kollegen (pensionierte 
Beamtinnen und Beamte und Rentnerinnen und Rentner) hatten sich angemeldet. Leider 
mussten ein paar Kolleginnen und Kollegen noch aus gesundheitlichen Gründen absagen. So 
haben schließlich noch knapp 100 Ruheständler teilgenommen. Auf Wunsch vieler Ruhe-
ständler in den Vorjahren begann die Veranstaltung wie bereits im letzten Jahr bereits um 
14:00 Uhr. Unter den Teilnehmern waren Kollegen, die gerade erst seit ein paar Monaten dem 
Ortsverband angehören, vor allem aber schon lange Jahre pensionierte Kollegen - die ältesten 
Teilnehmer waren die Kollegen Ernst Happel (Jahrgang 1923) sowie Kurt Boje und Peter 
Wagner (Jahrgang jeweils 1926). Bei den Kolleginnen und Kollegen des Ortsverbandes Ruhe-
stand, die teilweise schon 40, 50 oder 60 Jahre Mitglied in der DSTG sind, wird Solidarität im-
mer noch groß geschrieben. Die Solidarität stellen wir bei den jüngeren Kolleginnen und Kolle-
gen leider nur noch zum Teil fest. 

Nachdem der Ortsverbandvorsitzende Horst Plohnke die Teilnehmer begrüßt hat und in seiner 
Rede insbesondere die Arbeitsbelastung der aktiven Kolleginnen und Kollegen, die nach wie 
vor bestehenden Probleme in der Beihilfebearbeitung, Probleme in den Vollstreckungsstellen 
mit der neuen elektronischen Bearbeitung sowie Beanstandungen im neuen Dienstgebäude in 
der Nordkanalstraße hervorhob, berichtete DSTG - Vorsitzender Michael Jürgens zu aktuellen 
gewerkschaftspolitischen Themen der Gewerkschaftsarbeit des Landesvorstandes in den letz-
ten 12 Monaten. Insbesondere erläuterte er Einzelheiten zu dem inzwischen vollzogenen Um-
zug von vier/drei Finanzämtern in das neue Dienstgebäude in der Nordkanalstraße und die 
derzeit dort noch vorhandenen Schwierigkeiten der Kollegenschaft mit Beleuchtung, Lüftung, 
Zugluft und die trockene Luft in vielen Räumen, die Ausstattung der Finanzämter mit 
„Multifunktionsgeräten“ und die damit einhergehende Änderung in den Arbeitsabläufen, die 
nach wie vor bestehenden Probleme in der Personalausstattung trotz Erhöhung der Ausbild-
ungszahlen sowie die im nächsten Jahr anstehenden Tarifverhandlungen. Kollege Jürgens 
betonte erneut die noch bestehende und auch im Koalitionsvertrag verankerte Zusage des 
Bürgermeisters zur Übernahme des Tarifergebnisses auf die Beamten und Versorgungsem-
pfänger. Außerdem wies er darauf hin, dass der Erste Bürgermeister, Olaf Scholz, gegenüber 
dem dbb hamburg erklärt hat, dass Hamburg nicht beabsichtigt Kürzungen bei den Pensionen 
vorzunehmen.  

Als Vertreter des Amtes 5 der Finanzbehörde ergänzte Kollege Ernst Stoll, Abteilungsleiter Or-
ganisation und IT, die Ausführungen der Kollegen Plohnke und Jürgens durch eine Bericht zu 
den Problemen mit den mit dem Umzug in die Nordkanalstraße beauftragten Unternehmern. 
Er lobte dabei insbesondere die Kollegenschaft der betroffenen Ämter, die wegen der Schwie-
rigkeiten selbst aktiv wurden und beim Umzug geholfen haben. Er berichtete von der Zusam-
menlegung der Lohnsteueraußendienste, der Umbenennung der Vo-Stellen in 
Erhebungsstellen, der Einrichtung von Lerninseln für die zunehmend notwendiger werdenden 
IT-Schulungen sowie die Mehrarbeit aufgrund steuerlicher Änderungen (insbesondere Erb-
schaftssteuer und der Grundstücksbewertung. Er betonte, dass die durch die Amtsleitung mit-
getragene verstärkte Ausbildung sowohl die Norddeutsche Akademie als auch die Finanzäm-
ter an ihre Kapazitätsgrenzen gelangen und dankte der Kollegenschaft für ihren Einsatz. 
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Weihnachtsfeier des Ortsverbandes Ruhestand 

Erstmals konnten wir den  Präses der Finanzbehörde, Finanzsenator Dr. Peter Tschentscher, 
zur Weihnachtsfeier des Ortsverbandes Ruhestand der DSTG LV Hamburg begrüßen.  

In seinem Grußwort lobte Senator Dr. Tschentscher die Arbeit der Steuerverwaltung, die das 
Rückgrat eines Gemeinwesens sei. Er betonte, dass die notwendige verstärkte Ausbildung ab 
2016 (rund 180 Anwärterinnen und Anwärter pro Jahr) lediglich die Abgänge und damit die 
Lücken, die die Pensionäre reißen, ersetzen. Aufgrund der wachsenden Bevölkerung in der 
wirtschaftlich erfolgreichen Stadt Hamburg gibt es aber ein Ansteigen der Fallzahlen und damit 
der Arbeit, die nur durch weitere Automation begegnet werden könne. Er lobte die gute 
Ausbildung, die Technik und auch die gute Unterbringung (insbesondere im neuen 
Dienstgebäude in der Nordkanalstraße) in Hamburg. Ohne Automation gäbe es keine 
Steuererhebung. Zum Schluss lobte Dr. Tschentscher die, trotz manchmal unterschiedlicher 
Sichtweisen, konstruktive Zusammenarbeit mit Gewerkschaft und Personalrat. Es werde 
immer sach– und lösungsorientiert diskutiert. 

Im Anschluss an die Grußworte nahmen Kollegen Jürgens und Plohnke die Ehrungen vor. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Kollegen, die bereits seit 40 - 60 Jahren Solid arität zeigen nach  
dem Empfang ihrer Urkunden. 

Von links nach rechts: Ortsverbandsvorsitzender Horst Plohnke, Gerd Paschen (60 Jahre 
Mitgliedschaft), Torsten Olschewski (40 Jahre), Manfred Groth (50 Jahre), Landesvorsitzen-

der Michael Jürgens, Frau Friedel zu Solms, Hans-Jürgen Gräf, Regina Kollmeyer und 
Helmuth Schmidt (jeweils 50 Jahre) sowie Finanzsenator Dr. Peter Tschentscher 

Vielen Dank im Namen aller Kolleginnen und Kollegen  für die langjährige  

Solidarität und Unterstützung! 
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Die Beitri�serklärung bi�e senden an 

 

Deutsche Steuer-Gewerkscha� 

–  Landesverband  Hamburg  – 

Mönkedamm 11 

20457 Hamburg 

Beitri�serklärung 

(zugleich SEPA-Lastchri�mandat) 

Ich möchte mich der 

DEUTSCHEN STEUER-GEWERKSCHAFT 

Landesverband Hamburg 

 

anschließen und erkläre meinen Beitri� mit Wirkung zum  ____ . ____ . ________ . 

 

Vorname: ___________________ Name: ________________ Geburtsdatum: ____ . ____ . ________ 

 

Straße: ___________________ PLZ/Ort: __ __ __ __ __    _______________________________________ 

 

Besoldungs-/Entgeltgruppe: ______ Teilzeit:  ☐  nein  /  ☐  ja , mit  ____  Wochenstunden 

 

Finanzamt: ___________________ Geworben durch: ___________________ 

 

 ___________________ ____ . ____ . ________ ___________________ 

 (Ort) (Datum) (Unterschri�) 
 

SEPA-Lastschri�mandat 

Ich ermäch:ge die DSTG, Zahlungen von meinem Konto mi�els Lastschri� einzuziehen. Zugleich weise ich mein 

Kredi:ns:tutes an, die von der DSTG auf mein Konto gezogene Lastschri� einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb 

von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Ersta�ung des belasteten Betrages verlangen. Es 

gelten dabei die mit mit einen Kredi:ns:tut vereinbarten Bedingungen. 

 

Kontoinhaber: _____________________ Adresse: ____________________________ 

Bankins:tut: _____________________ BIC: __ __ __ __ __ __ __ __ | __ __ __ 

IBAN: __ __ __ __ | __ __ __ __ | __ __ __ __ | __ __ __ __ | __ __ __ __ | __ __  

 

 _______________________  ______________________  _____________________ 

   Ort         Datum         Unterschri� 

Beitrittserklärung 
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Die DSTG 
wünscht Ihnen 

und Ihrer Familie 
 

 
ein frohes 

Weihnachtsfest 
und ein 

gutes Jahr 
 2017 
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Leserbriefe/Kleinanzeigen 

Verantwortlich für den Inhalt: Michael Jürgens 

Wir setzen uns ein für: 

• Verbesserung der Ausbildung 

• Übernahme der Nachwuchskräfte 

• Aufgabengerechte Personalausstattung 

• Gerechte Besoldung 

• Verbesserung der Aufstiegschancen 

• Sicherung der Altersversorgung 

• Kontinuierliche Fortbildung 

• Gesundheitsförderung 

• Steuerrechtsvereinfachung 

• Steuergerechtigkeit 

Organisation 

Gesucht: 

1-3 große, etwa 30 Liter-Töpfe mit Deckel, z. B. aus Zink oder Emaille. 

Wer hat so etwas noch aus alten Zeiten und braucht es nicht mehr? 

Ich möchte es in meinem Schrebergarten zur Erdmiete  

(Lagerung von Gemüse) ausprobieren. 

Telefon mit AB 040 7641 1504 oder Jutta.Wuttke@web.de. 
—————————————————————————————————————————— 

Auch für Ihre Kleinanzeige wäre auf dieser Seite Pl atz. Hier veröffentlichen wir Ihre 
Kleinanzeige.  

Sie möchten etwas verkaufen, suchen eine Wohnung od er ähnliches. Hier können Sie 
sehen, ob vielleicht eine Kollegin oder ein Kollege  helfen kann oder genau das sucht, 
was Sie los werden wollen 

Falls wir eine Kleinanzeige oder einen Leserbrief v on Ihnen veröffentlichen sollen, 
senden Sie diese bitte per Post oder per Mail an un ser Büro (Adresse siehe oben). 

 

DSTG– die einzige 
Fachgewerkschaft der 
Finanzverwaltung. 

Telefon: 040/37 50 10 80/81 

Fax: 040/37 50 10 82 

E-Mail: buero@dstg-hamburg.de 

DSTG Landesverband Hamburg 

Mönkedamm 11 

20457 Hamburg 

Sie finden uns auch im Web: 

www.dstg-hamburg.de 


